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I. Gesetze und Verordnungen

a) Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Nr. 150

Kirchengesetz über die Änderung des Kirchengesetzes 
über die Zuweisung von Anteilen aus dem 

Landeskirchensteueraufkommen an die Kirchengemeinden 
(Zuweisungsgesetz -  ZuwG -)  vom 2. 6. 1972 

(GVBI. XVII. Bd., S. 196)
Die 45. Synode der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg hat folgendes 
Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
§ 3 des Kirchengesetzes über die Zuweisung von Anteilen aus dem 
Landeskirchensteueraufkommen an die Kirchengemeinden vom 2.
6. 1972 (GVBI. XVII. Bd., S. 196) wird wie folgt geändert:

§3
(1) Der jeweilige landeskirchliche Haushaltsplan weist den Gesamt­
betrag der Zuweisungen an die Kirchengemeinden aus. Der Ober­

kirchenrat schlägt dem Kirchensteuerbeirat die Aufteilung dieses 
Gesamtbetrages vor.
(2) Der Kirchensteuerbeirat beschließt auf der Grundlage des Vor­
schlages des Oberkirchenrates die Zuweisungen oder ihren Rahmen 
an die einzelnen Kirchengemeinden bzw. Gemeindeverbände.
(3) Der Kirchensteuerbeirat kann auf Vorschlag des Oberkirchenra­
tes Richtlinien festlegen, an denen er die Zuweisungen ausrichtet.
(4) Der Oberkirchenrat führt die Beschlüsse des Kirchensteuerbeira­
tes aus. Er weist die Beträge zu und fordert überzahlte Beträge 
zurück. Der Oberkirchenrat hat dem Kirchensteuerbeirat über die 
zugewiesenen und zurückgeforderten Beträge Rechnung zu legen.

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt am 1.7. 2000 in Kraft.

Oldenburg, den 19. Mai 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg
Kr u g

Bischof
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Nr. 151

Kirchengesetz über die Änderung des Kirchengesetzes 
zur Regelung von besonderen Dienstverhältnissen für Pfarrer 

vom 14. November 1991 (GVBl. XXII. Band, Seite 121), 
zuletzt geändert am 14. Mai 1997 

(GVBl. XXIV. Band, Seite 17)
Die 45. Synode der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg hat folgendes 
Kirchengesetz beschlossen:

§4
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2000 in Kraft.

Oldenburg, den 19. Mai 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Kr u g  

Bischof

Artikel 1
Das Kirchengesetz über die Änderung des Kirchengesetzes zur Re­
gelung von besonderen Dienstverhältnissen für Pfarrer vom 14. No­
vember 1991 (GVBl. XXII. Band, Seite 121), zuletzt geändert am 
14. Mai 1997 (GVBl. XXIV. Band, Seite 17), wird wie folgt geän­
dert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige § 3 wird § 3 Abs. 1.
b) Nach § 3 Abs. 1 werden folgende Absätze 2 und 3 angefügt: 

„(2) Die stimmberechtigte Mitgliedschaft im Gemeindekir­
chenrat gemäß Art. 19 Äbs. 1 KO wechselt unter den Amts­
trägern alle zwei Jahre in der vom Kreiskirchenrat festgeleg­
ten Reihenfolge.
Der nicht stimmberechtigte Pfarrer nimmt mit beratender 
Stimme an den Sitzungen des Gemeindekirchenrates teil. Er 
ist stimmberechtigt, wenn das stimmberechtigte Mitglied an 
der Teilnahme verhindert ist.
(3) Hat eine Kirchengemeinde durch Satzung eine geglieder­
te Gesamtkirchengemeinde gebildet und ist nur ein Pfarrer in 
einem Bezirk tätig, so hat er in jedem Fall im Bezirksaus­
schuss das Stimmrecht.“

2. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In § 5 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt:

„§ 3 Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.“
b) § 5 Abs. 1 Satz 2 wird Absatz 1 a):

3. In § 10 Abs. 3 wird die Jahreszahl „2000“ durch die Jahreszahl 
„2010“ ersetzt.

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2000 in Kraft.

Oldenburg, den 19. Mai 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Kr u g  

Bischof

Nr. 153

Kirchengesetz über die Errichtung einer landeskirchlichen 
Pfarrstelle für Seelsorge an der Justiz Vollzugsanstalt 

Oldenburg
Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§1
Es wird eine landeskirchliche Pfarrstelle für Seelsorge an der Justiz­
vollzugsanstalt Oldenburg errichtet.

§2
Der Oberkirchenrat trifft die zur Durchführung dieses Kirchengeset­
zes erforderlichen Maßnahmen.

§3
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2000 in Kraft.

Oldenburg, den 19. Mai 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Kr ug  

Bischof

Nr. 154

Kirchengesetz über die Errichtung einer Pfarrstelle in der 
Kirchengemeinde Molbergen

Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
In der Kirchengemeinde Molbergen wird eine Pfarrstelle errichtet.

Nr. 152
§2

Die erstmalige Besetzung dieser Pfarrstelle erfolgt aufgrund einer 
Wahl durch die Kirchengemeinde.

Kirchengesetz über die Errichtung einer landeskirchlichen 
Pfarrstelle für Telefonseelsorge

Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
Es wird eine landeskirchliche Pfarrstelle für Telefonseelsorge er­
richtet.

§2
Dieses Kirchengesetz gilt für die Dauer von zehn Jahren.

§3
Der Oberkirchenrat trifft die zur Durchführung dieses Kirchengeset­
zes erforderlichen Maßnahmen.

§3
Dieses Kirchengesetz gilt für die Dauer von zehn Jahren.

§4
Der Oberkirchenrat trifft die zur Durchführung dieses Kirchengeset­
zes erforderlichen Maßnahmen.

§5
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2000 in Kraft.

Oldenburg, den 19. Mai 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Kr u g  

Bischof
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b) Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen

Nr. 155

Bekanntmachung des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 

Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungsgesetzes 
vom 11. März 2000

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat das Kirchengesetz der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 
Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungsgesetzes vom 11. März 2000 
(Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 3/2000, S. 44) bekannt.

Oldenburg, den 19. Juni 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
S c h r a d e r  

Oberkirchenrat

Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen zur Änderung des Pfarrerbesoldungs- und 

-Versorgungsgesetzes vom 11. März 2000
Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§1
Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen über die Besoldung und Versorgung der Pfarrer und 
Pfarrerinnen (Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungsgesetz -  PfBVG) 
in der Fassung vom 8. Januar 1998 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 
16), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Pfarrer­
besoldungs- und -Versorgungsgesetzes vom 26. Februar 1999 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 30), wird wie folgt geändert:
1. In § 7 Abs. 2 wird Satz 3 gestrichen.
2. In § 10 erhält Absatz 2 folgende Fassung: „(2) Die Zeit eines 

Wartestandes ist ruhegehaltfähig; dies gilt für die Zeit des War­
testandes auf Grund eines Disziplinarurteils nur insoweit, als dem 
Pfarrer im Wartestand eine Aufgabe übertragen war, die minde­
stens der Hälfte des vollen Dienstes eines Pfarrers entspricht.“

3. In § 12 Abs. 4 werden die Worte „Abs. 2 Satz 3 und“ gestrichen.
4. In § 14 wird Satz 2 gestrichen.
5. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: „Beihilfen“
b) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1.
c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: „(2) In den Fällen des 

Absatzes 1 wird die Beihilfe je Kalenderjahr um die Kosten­
dämpfungspauschale gekürzt, die maßgebend wäre, wenn nur 
ein Ehegatte als Vollbeschäftigter beihilfeberechtigt wäre; 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“

6. In § 31 Abs. 2 und § 32 Abs. 5 wird jeweils der letzte Satz ge­
strichen.

7. In § 35 Abs. 2 wird das Wort „Senioren“ durch das Wort „Deka­
ne“ ersetzt.

8. Bei § 50 werden in der Überschrift das Komma und das Wort 
„Zulagen“ gestrichen.

§2
(1) Dieses Kirchengesetz tritt in der Ev.-luth. Landeskirche Hanno­
vers, in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig und in der Ev.- 
Luth. Kirche in Oldenburg gemäß § 19 Abs. 2 Satz 1 des Vertrages 
über die Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen am Tage nach der Verkündung in Kraft. Abweichend 
von Satz 1 treten
1. § 1 Nr. 2 mit Wirkung vom 1. Januar 1999 und
2. § 1 Nr. 5 mit Wirkung vom 1. Januar 2000 

in Kraft.
(2) Dieses Kirchengesetz tritt in der Ev.-ref. Kirche (Synode ev.-ref. 
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) und in der Ev.-Luth.

Landeskirche Schaumburg-Lippe gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1 des Ver­
trages über die Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen und den dazu erlassenen Bestimmungen in Kraft. 
Unter Bezugnahme auf den Beschluss der 7. Synode der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 11. März 2000 
ausgefertigt.

Hannover, den 11. März 2000

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen

K r a u s e
Vorsitzender

Nr. 156

Bekanntmachung des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

zur Änderung der Rechtshofordnung 
vom 11. März 2000

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat das Kirchengesetz der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung der 
Rechtshofordnung vom 11. März 2000 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 
Nr. 3/2000, S. 44) bekannt.

Oldenburg, den 19. Juni 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
S c h r a d e r  

Oberkirchenrat

Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen zur Änderung der Rechtshofordnung 

vom 11. März 2000
Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§1
Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen über den Rechtshof (Rechtshofordnung -  ReHO -)  vom 
20. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 217, zuletzt geän­
dert durch das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen zur Änderung der Rechtshofordnung vom 3. 
November 1997 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 260), wird wie folgt 
geändert:
1. In § 22 Abs. 1 wird der Satzteil nach dem Semikolon wie folgt ge­

fasst:
„diese müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland angehören.“

2. In § 29 wird das Wort „Zustellung“ jeweils durch das Wort 
„Übersendung“ ersetzt.

3. In § 32 Abs. 4 Satz 4 wird das Wort „zuzustellen“ durch die Wör­
ter „zu übersenden“ ersetzt.

4. § 51 erhält folgende Fassung:

.,§51
(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und 
Zweckmäßigkeit des Verwaltungsaktes in einem Vorverfahren 
nachzuprüfen.
(2) Eines Vorverfahrens nach Absatz 1 bedarf es nicht, wenn
1. der Verwaltungsakt von einer obersten kirchlichen Verwaltungs­
behörde erlassen worden ist, außer wenn eine kirchliche Rechtsvor­
schrift ein Vorverfahren ausdrücklich vorschreibt, oder
2. der Abhilfebescheid oder der Bescheid nach Absatz 6 erstmalig 
eine Beschwer enthält.
(3) Das Vorverfahren nach Absatz 1 beginnt mit der Erhebung des 
Widerspruchs. Andere durch kirchliche Rechtsvorschriften geregel-
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te Rechtsbehelfe (Einsprüche oder Beschwerden) werden wie Wi­
dersprüche behandelt.
(4) Der Rechtsbehelf nach Absatz 3 ist innerhalb eines Monats, 
nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten bekannt gegeben 
worden ist, schriftlich oder zur Niederschrift bei der kirchlichen 
Amtsstelle zu erheben, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die 
Frist wird auch durch Einlegung des Rechtsbehelfes bei der kirchli­
chen Amtsstelle, die den Bescheid nach Absatz 7 erlassen hat, ge­
wahrt.
(5) Ist die Aufhebung oder Änderung eines Verwaltungsaktes im 
Vorverfahren nach Absatz 1 erstmalig mit einer Beschwer verbun­
den, so soll der Betroffene vor Erlass des Abhilfebescheides oder des 
Bescheides nach Absatz 7 gehört werden.
(6) Hält die kirchliche Amtsstelle den Rechtsbehelf nach Absatz 3 
für begründet, so hilft sie ihm ab und entscheidet über die Kosten.
(7) Hilft die kirchliche Amtsstelle dem Rechtsbehelf nach Absatz 3 
nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid oder ein entsprechen­
der Bescheid. Diesen erlässt die nächsthöhere kirchliche Amtsstelle, 
soweit nicht kirchliche Rechtsvorschriften etwas anderes bestim­
men.“
5. § 59 erhält folgende Fassung:

„§ 59
(1) Der Rechtsbehelf nach § 51 Abs. 3 und die Anfechtungskla­

ge haben aufschiebende Wirkung.
(2) Die aufschiebende Wirkung entfällt nur
1. bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten
2. in anderen durch kirchliche Rechtsvorschriften geregelten 

Fällen,
3. wenn die kirchliche Amtsstelle, die den Verwaltungsakt er­

lassen oder über einen Rechtsbehelf nach § 51 Abs. 3 ent­
schieden hat, die sofortige Vollziehung im kirchlichen Inter­
esse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten be­
sonders angeordnet hat.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 ist das besondere Interesse 
einer sofortigen Vollziehung des Verwaltungsaktes schriftlich zu be­
gründen, es sei denn, dass Gefahr im Verzüge ist,
(4) Die kirchliche Amtsstelle, die über den Rechtsbehelf nach § 51 
Abs. 3 zu entscheiden hat, kann die Vollziehung des Verwaltungs­
aktes aussetzen, soweit nicht kirchliche Rechtsvorschriften etwas 
anderes bestimmen.
(5) Auf Antrag kann der Rechtshof die aufschiebende Wirkung in 
den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 ganz oder teilweise anordnen, 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 3 ganz oder teilweise wiederherstellen. 
Der Antrag ist schon vor Erhebung der Anfechtungsklage zulässig. 
Ist der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Entscheidung schon voll­
zogen, so kann der Rechtshof die Aufhebung der Vollziehung an­
ordnen. Die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann 
von der Leistung einer Sicherheit oder von anderen Auflagen ab­
hängig gemacht werden. Sie kann befristet werden.
(6) Beschlüsse über Anträge nach Absatz 5 können jederzeit geän­
dert oder aufgehoben werden.
(7) Die Entscheidungen nach den Absätzen 5 und 6 trifft der Vorsit­
zende des Rechtshofs.“
6. § 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird das Wort „Gebühren“ durch das Wort „Ge­
richtskosten“ ersetzt.

b) Es wird folgender Satz angefügt:
„Der Rechtshof kann beschließen, dass in Verfassungssa­
chen auch von der Erhebung von Auslagen abzusehen ist.“

7. Im IX. Abschnitt wird vor § 80 folgende Bestimmung eingefügt:

„§ 79a
Die Bestimmungen der § § 51, 54 und 59 Abs. 1 bis 4 gelten auch für 
Verwaltungsakte, gegen die nach den Bestimmungen der §§ 13 und 
14 der Rechtsweg zum Rechtshof nicht gegeben ist, entsprechend.“
8. § 82 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Zuständige oberste Verwaltungsbehörde im Sinne von §§ 
24, 33 und 51 Abs. 2 Nr. 1 und oberste Aufsichtsbehörde im 
Sinne von § 53 ist

1. in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers: 
das Landeskirchenamt,

2. in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig: 
das Landeskirchenamt,

3. in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg: 
der Oberkirchenrat,

4. in der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe: 
das Landeskirchenamt.“

§2
Dieses Kirchengesetz tritt in Kraft

1. in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, in der Ev.-luth. 
Landeskirche in Braunschweig und in der Ev.-Luth. Kirche 
in Oldenburg gemäß § 19 Abs. 2 Satz 1 des Vertrages über 
die Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen am 1. April 2000,

2. in der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe gemäß 
§ 19 Abs. 3 Satz 1 des Vertrages über die Bildung einer Kon­
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen und den 
dazu erlassenen Bestimmungen.

3. Der Rat wird ermächtigt, die Rechtshofordnung in der ab 1. 
April 2000 geltenden Fassung mit neuem Datum bekanntzu­
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei­
tigen.

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der 7. Synode der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen am 11. März 2000 aus­
gefertigt.

Hannover, den 11. März 2000

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen

K r a u s e
Vorsitzender

Nr. 157

Bekanntmachung des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 

Rechtsstellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
(Mitarbeitergesetz -  MG)

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat das Kirchengesetz der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechts­
stellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz -  
MG) vom 11. März 2000 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 4/2000,
S. 92) bekannt.

Oldenburg, den 16. Juni 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
S c h r a d e r  

Oberkirchenrat

Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen über die Rechtsstellung der Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz -  MG) 
vom 11. März 2000

Inhaltsübersicht
I. Abschnitt -  Allgemeines

§ 1 Grundbestimmung 
§ 2 Geltungsbereich 
§ 3 Mitarbeiterstellen

II. Abschnitt -  Dienstverhältnisse
§ 4 Anstellungsvoraussetzungen 
§ 5 Ausbildung und Prüfungen 
§ 6 Genehmigungsvorbehalt 
§ 7 Vorstellung, Einführung, Gelöbnis 
§ 8 Schweigepflicht
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§ 9 Dienstvertragsordnung 
§ 10 Vorwurf einer Dienstpflichtverletzung 
§ 11 Genehmigung bei Kündigung 
§ 12 Versorgungsanspruch

III. Abschnitt -  Schiedsstelle
§ 13 Schiedsstelle 
§ 14 Verfahren

IV. Abschnitt
1. Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission

§ 15 Partnerschaft im Arbeits- und Dienstrecht 
§ 16 Zusammensetzung und Bildung der Arbeits- und Dienstrechtli­

chen Kommission 
§ 17 Vertreter der Mitarbeiter
§ 18 Verfahren bei Nichteinigung und beim Ausscheiden einer be­

ruflichen Vereinigung
§ 19 Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger 
§ 20 Amtszeit
§ 21 Geschäftsführung der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommis­

sion
§ 22 Verfahren in besonderen Fällen

2. Aufgaben der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission
§ 23 Mitwirkung bei der Vorbereitung von öffentlich-rechtlichen 

Regelungen
§ 24 Mitwirkung bei der Vorbereitung sonstiger Regelungen 
§ 25 Ausschuss der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
§ 26 Zustandekommen der Dienstvertragsordnung 
§ 27 Anwendung von im Land Niedersachsen geltenden Bestim­

mungen

3. Schlichtungskommission
§ 28 Berufung, Amtszeit und rechtliche Stellung der Mitglieder 
§ 29 Verfahren

V. Abschnitt -  Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 30 Ausführende Bestimmungen 
§ 31 Zuständigkeiten in den beteiligten Kirchen 
§ 32 Erstmalige Bildung der Kommissionen 
§ 33 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

I. Abschnitt -  Allgemeines

§1
Grundbestimmung

(1) Der kirchliche Mitarbeiter ist in seinem dienstlichen Handeln 
und in seiner Lebensführung dem Auftrag des Herrn verpflichtet, 
das Evangelium in Wort und Tat zu bezeugen. Diese Verpflichtung 
bildet die Grundlage der Pflichten und Rechte von Dienstherren, An­
stellungsträgern und Mitarbeitern und bestimmt auch deren Zusam­
menwirken bei der Feststellung und Wahrnehmung dieser Pflichten 
und Rechte.
(2) Dienstherren, Anstellungsträger und Mitarbeiter sind an Be­
kenntnis und Recht der beteiligten Kirchen gebunden.

§2
Geltungsbereich

(1) Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personenbezeichnun­
gen erstrecken sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise.
(2) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamten, kirchlichen 
Angestellten, Arbeiter und zu ihrer Ausbildung Beschäftigten (Mit­
arbeiter) der Konföderation sowie der Ev.-luth. Landeskirche Han­
novers, der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig und der Ev.- 
Luth. Kirche in Oldenburg (beteiligte Kirchen) und derjenigen Kör­
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die

der Aufsicht der Konföderation oder der Aufsicht einer der beteilig­
ten Kirchen unterstehen.
(3) Nicht in Absatz 2 genannte kirchliche Einrichtungen wie Verei­
ne und andere Körperschaften sowie Stiftungen können dieses Kir­
chengesetz mit Zustimmung des Rates ganz oder zum Teil anwen­
den.

§3
Mitarbeiterstellen

(1) Ein Mitarbeiter darf nur angestellt werden, wenn eine freie Mit­
arbeiterstelle vorhanden ist. Die nach näherer Bestimmung der be­
teiligten Kirchen zuständige Stelle kann in begründeten Ausnahme­
fällen genehmigen, dass außerplanmäßige Kräfte angestellt werden. 
Ferner können die Kirchen bestimmen, dass außerplanmäßige Mit­
arbeiter in bestimmten Fällen längstens bis zu drei Jahren angestellt 
werden können. In den Fällen der Sätze 2 und 3 bedarf es keiner Mit­
arbeiterstelle.
(2) Abweichend von Absatz 1 bedarf es zur Anstellung eines zur 
Ausbildung Beschäftigten oder eines Praktikanten keiner Mitarbei­
terstelle, soweit kirchliches Recht keine abweichende Regelung vor­
sieht.
(3) Die Konföderation, die beteiligten Kirchen und diejenigen Kör­
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die 
der Aufsicht der Konföderation oder der Aufsicht einer der beteilig­
ten Kirchen unterstehen, errichten die erforderlichen Mitarbeiter­
stellen als Dienstherren für die Kirchenbeamten und als Anstel­
lungsträger für die kirchlichen Angestellten und Arbeiter.
(4) Die Konföderation und die beteiligten Kirchen bestimmen je für 
ihren Bereich, inwieweit der Beschluss über die Errichtung und Auf­
hebung von Mitarbeiterstellen der Genehmigung bedarf und welche 
Stelle für die Genehmigung zuständig ist. Der Beschluss über die Er­
richtung einer Mitarbeiterstelle darf nur gefasst und genehmigt wer­
den, wenn die erforderlichen Mittel bereitgestellt sind.

II. Abschnitt -  Dienstverhältnisse

8 4
Anstellungsvoraussetzungen

(1) Im kirchlichen Dienst darf nur angestellt werden, wer
1. a) evangelisch-lutherischen Bekenntnisses ist oder

b) einem in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland geltenden Bekenntnis angehört,

2. bereit ist, seinen Dienst so zu tun und sein Leben so zu führen, 
wie es von einem Mitarbeiter der Kirche erwartet werden muss,

3. die für seinen Dienst erforderliche Vorbildung und Ausbildung 
erhalten, die vorgeschriebenen Probezeiten und praktischen 
Dienstzeiten mit Erfolg zurückgelegt und die vorgeschriebenen 
Prüfungen bestanden hat,

4. frei von Krankheiten und Gebrechen ist, die die Ausübung des 
Dienstes wesentlich hindern.

Satz 1 Nr. 1 Buchst, b gilt nicht für Mitarbeiter, die am Verkündi­
gungsdienst teilnehmen.
(2) Die Kirchen können Arbeitsbereiche bestimmen, in denen aus­
nahmsweise auch angestellt werden kann, wer einer der in der Anla­
ge genannten Kirchen angehört. Dabei können die Kirchen Ausnah­
men bei Stellen für Leiter bestimmter Einrichtungen vorsehen. Die 
Arbeitsbereiche werden durch Verwaltungsanordnung der obersten 
Behörden je für ihren Bereich bestimmt.
(3) Die zuständigen obersten Behörden können von den Vorausset­
zungen nach Absatz 1 Nrn. 1, 3 und 4 Befreiung erteilen; sie können 
bestimmen, dass andere Stellen die Befreiung nach Absatz 1 Nr. 1 
erteilen können.
(4) Die Anstellung nach den Absätzen 2 und 3 darf nur erfolgen, 
wenn es im Hinblick auf die Aufgabe verantwortet werden kann. Im 
Fall einer Befreiung von den Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 
ist darüber hinaus erforderlich, dass der Mitarbeiter bereit ist, in sei­
nem dienstlichen Handeln die Verpflichtung nach § 1 zu überneh­
men.
(5) Haben Voraussetzungen nach Absatz 1 oder Absatz 2 bei der An­
stellung nicht Vorgelegen oder fallen sie weg und wird Befreiung 
nach Absatz 3 nicht erteilt, so ist das Dienstverhältnis nach Maßga­
be des geltenden Rechts zu beenden.
(6) Die besonderen kirchenbeamtenrechtlichen Bestimmungen blei­
ben unberührt.
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(7) Das Nähere über das Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 re­
geln die zuständigen obersten Behörden je für ihren Bereich durch 
Verwaltungsanordnung.

§5
Ausbildung und Prüfungen

(1) Der Rat erlässt Bestimmungen über Ausbildung und Prüfungen. 
Soweit der Rat von seinem Recht nach Satz 1 noch nicht Gebrauch 
gemacht hat, bleiben die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
geltenden Bestimmungen der beteiligten Kirchen bestehen.
(2) Die Ausbildung ist so zu gestalten, dass sie außer der Fachaus­
bildung eine Einführung in Lehre und Leben der Kirche einschließt.

§6
Genehmigungsvorbehalt

(1) Die Ernennung der Kirchenbeamten bedarf der Genehmigung 
der nach den Bestimmungen der beteiligten Kirchen zuständigen 
Stelle. Die beteiligten Kirchen bestimmen je  für ihren Bereich, in­
wieweit der Beschluss eines Anstellungsträgers über die Begrün­
dung oder Änderung des Dienstverhältnisses eines kirchlichen An­
gestellten oder Arbeiters oder eines zur Ausbildung Beschäftigten 
der Genehmigung bedarf und welche Stelle für die Erteilung der Ge­
nehmigung zuständig ist.
(2) Die zuständigen obersten Behörden haben über die einheitliche 
Anwendung des Mitarbeiterrechts zu wachen.

§7
Vorstellung, Einführung, Gelöbnis

(1) Zu Beginn ihres Dienstes sollen die Mitarbeiter vorgestellt oder 
eingeführt werden.
(2) Die kirchlichen Angestellten und Arbeiter legen, soweit nicht 
durch Bestimmungen der beteiligten Kirchen etwas anderes vorge­
schrieben ist, das folgende Gelöbnis ab:
„Ich verspreche, den mir anvertrauten Dienst treu und gewissenhaft 
zu erfüllen, Verschwiegenheit zu wahren und mein Leben so zu 
führen, wie es von einem Mitarbeiter der Kirche erwartet werden 
muss. Ich gelobe es mit Gottes Hilfe.“

§8
Schweigepflicht

Mitarbeiter dürfen ohne Einwilligung der obersten Dienstbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle über Angelegenheiten, die der 
Schweigepflicht unterliegen, weder vor Gericht noch außergericht­
lich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Einwilligung, als 
Zeuge auszusagen oder ein Gutachten zu erstatten, kann versagt 
werden, wenn die Aussage oder das Gutachten wichtige kirchliche 
Interessen gefährden würde.

§9
Dienstvertragsordnung

(1) Dienstverträge werden nach den Bestimmungen einer Dienstver­
tragsordnung abgeschlossen, die nach den Vorschriften dieses Kir­
chengesetzes in Kraft tritt.
(2) In der Dienstvertragsordnung sind die Bestimmungen über die 
Verhältnisse des Dienstes, über Vergütungen und Löhne unter Be­
achtung der kirchlichen Erfordernisse an den Bestimmungen auszu­
richten, die jeweils für den öffentlichen Dienst im Land Niedersach­
sen gelten. Die Besonderheiten des kirchlichen Dienstes sind insbe­
sondere bei der Festsetzung von Tätigkeitsmerkmalen zu berück­
sichtigen. Die Vorschriften der §§ 22 und 26 bis 29 bleiben un­
berührt.
(3) In der Dienstvertragsordnung ist ferner für den Fall, dass die 
durch Kirchengesetz geregelten Bezüge in einer der beteiligten Kir­
chen gekürzt werden oder Verbesserungen dieser Bezüge, die nach 
den bisherigen Regelungen zu erwarten waren, nicht oder nicht voll 
oder nicht sogleich vorgenommen werden, weil anders die sachge­
rechte Erfüllung notwendiger kirchlicher Aufgaben nicht gewährlei­
stet werden kann, ein Verfahren vorzusehen, durch das die Auswir­
kung dieser Maßnahmen auf die Vergütungen und Löhne bestimmt 
wird.

§10
Vorwurf einer Dienstpflichtverletzung

Wird einem kirchlichen Angestellten oder Arbeiter oder einem zu 
seiner Ausbildung Beschäftigten von seinem Anstellungsträger eine

Dienstpflichtverletzung vorgeworfen oder hat er Grund zu der Be­
fürchtung, dass ihm eine Dienstpflichtverletzung vorgeworfen wird, 
so kann er von seinem Anstellungsträger eine Klärung des dem Vor­
wurf zugrunde liegenden Sachverhaltes verlangen. Kommt der An­
stellungsträger diesem Verlangen nicht in angemessener Frist nach, 
so kann eine Nachprüfung durch die Schiedsstelle beantragt werden 
(§ 13 Abs. 1 Nr. 2).

§11
Genehmigung bei Kündigung

(1) Die beteiligten Kirchen bestimmen je für ihren Bereich, inwie­
weit der Beschluss eines Anstellungsträgers über die Kündigung 
eines Dienstverhältnisses -  unbeschadet der Beteiligung der Mitar­
beitervertretung -  der Genehmigung bedarf und welche Stelle für die 
Erteilung der Genehmigung zuständig ist.
(2) Der Beschluss über die fristlose Kündigung aus wichtigem 
Grund bedarf keiner Genehmigung. Er ist jedoch der zuständigen 
obersten Behörde unverzüglich anzuzeigen.

§12
Versorgungsanspruch

Kirchliche Angestellte und Arbeiter erhalten eine Zusatzversorgung. 
Sie richtet sich nach dem Recht der beteiligten Kirchen und ist nicht 
Gegenstand der Dienstvertragsordnung.

III. Abschnitt -  Schiedsstelle

§13
Schiedsstelle

(1) Die nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz am Sitz der Ge­
schäftsstelle der Konföderation gebildete Schiedsstelle erhält zu­
sätzlich die folgenden Zuständigkeiten:
1. Die Schiedsstelle wirkt auf Vergleich in dienst- und arbeitsrecht­

lichen Streitigkeiten zwischen Dienstherren oder Anstellungsträ­
gern und ihren Mitarbeitern hin. Antragsberechtigt ist der betrof­
fene Mitarbeiter oder der Dienstherr oder Anstellungsträger.

2. Die Schiedsstelle trifft feststehende Entscheidungen in nach § 10 
beantragten Verfahren. Antragsberechtigt ist der betroffene Mit­
arbeiter.

(2) Die Zuständigkeiten staatlicher und kirchlicher Gerichte bleiben 
unberührt.
(3) In Angelegenheiten nach Absatz 1 Nr. 1 kann die Schiedsstelle 
auch bei Anhängigkeit eines gerichtlichen Verfahrens ihre Be­
mühungen um eine Schlichtung fortsetzen und darauf hinwirken, 
dass sich die Beteiligten außergerichtlich einigen.
(4) Wenn in Angelegenheiten nach Absatz 1 Nr. I ein Mitarbeiter ein 
staatliches oder ein kirchliches Gericht in einer dienst- oder arbeits­
rechtlichen Streitigkeit unmittelbar angerufen hat, kann der 
Dienstherr oder Anstellungsträger, die zuständige oberste Behörde, 
die zuständige Mitarbeitervertretung oder eine berufliche Vereini­
gung der Mitarbeiter die Schiedsstelle anrufen, wenn der Mitarbei­
ter zustimmt.

§ 14
Verfahren

Für das Verfahren in Angelegenheiten nach § 13 Abs. 1 gelten die 
Vorschriften des Mitarbeitervertretungsgesetzes über das Verfahren 
vor der Schiedsstelle und über die einstweilige Anordnung entspre­
chend. Die Schiedsstelle kann die zuständige oberste Behörde sowie 
die beteiligten Aufsichtsstellen, den betroffenen Dienstherm oder 
Anstellungsträger und die zuständige Mitarbeitervertretung beila­
den.

IV. Abschnitt

1. Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission
§ 15

Partnerschaft im Arbeits- und Dienstrecht
Zur partnerschaftlichen Regelung der privatrechtlichen Dienstver­
hältnisse und Mitwirkung bei der Vorbereitung von Bestimmungen 
über öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse wird für die Konföde­
ration und die beteiligten Kirchen eine Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission gebildet.
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§ 16
Zusammensetzung und Bildung der Arbeits- und 

Dienstrechtlichen Kommission
(1) Mitglieder der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission sind
1. neun Vertreter der Mitarbeiter,
2. neun Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger.
Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter bestellt, der die für das zu 
vertretende Mitglied erforderlichen Voraussetzungen erfüllen muss. 
Er tritt im Fall der Verhinderung des Mitglieds stimmberechtigt ein.
(2) Mitglied der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission kann 
nur sein, wer zu kirchlichen Ämtern in einer der Gliedkirchen der 
Evangelischen Kirche in Deutschland wählbar ist. Vertreter der Mit­
arbeiter müssen im kirchlichen Dienst stehen oder gestanden haben; 
mindestens sechs müssen im Zeitpunkt ihrer Entsendung mit minde­
stens der Flälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit in einer 
der beteiligten Kirchen tätig sein.
(3) Zur Wahrnehmung der Aufgaben in der Arbeits- und Dienst­
rechtlichen Kommission ist den im kirchlichen Dienst stehenden 
Mitgliedern der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission und im 
Vertretungsfall ihren Stellvertretern Dienst- oder Arbeitsbefreiung 
zu gewähren. Über den Umfang der Freistellung soll der Rat mit den 
in der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission vertretenen be­
ruflichen Vereinigungen eine Vereinbarung schließen.
(4) Spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission gibt der Rat im Kirchlichen Amts­
blatt der Ev.-luth. Landeskirche Flannovers bekannt, dass die Ar­
beits- und Dienstrechtliche Kommission neu zu bilden ist.

§ 17
Vertreter der Mitarbeiter

(1) Die Vertreter der Mitarbeiter werden von den beruflichen Verei­
nigungen der Mitarbeiter entsandt.
(2) Berufliche Vereinigung im Sinne der Vorschriften dieses Kir­
chengesetzes ist der freie, organisierte Zusammenschluss von Mitar­
beitern, der auf Dauer angelegt und vom Wechsel seiner Mitglieder 
unabhängig ist und dessen Zweck insbesondere in der Wahrung und 
Förderung der beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange 
seiner Mitglieder besteht. Berufliche Vereinigung ist auch ein Zu­
sammenschluss mehrerer beruflicher Vereinigungen.
(3) Die beruflichen Vereinigungen der Mitarbeiter, die innerhalb der 
Ausschlussfrist von einem Monat nach Bekanntgabe anzeigen, dass 
sie Vertreter in die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission ent­
senden wollen, werden nach Ablauf dieser Frist unverzüglich dar­
über unterrichtet, welche anderen beruflichen Vereinigungen der 
Mitarbeiter sich an der Bildung der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission beteiligen wollen.
(4) Die beruflichen Vereinigungen verständigen sich jeweils unter­
einander über das Zahlenverhältnis der von ihnen zu entsendenden 
Vertreter der Mitarbeiter. Sie teilen dem Rat bis zum Ablauf der 
Amtszeit der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission das Er­
gebnis ihrer Verständigung mit und benennen die von ihnen zur Ent­
sendung bestimmten Vertreter der Mitarbeiter und deren Stellvertre­
ter für die neue Amtszeit. Dabei soll darauf geachtet werden, dass 
sich unter den Vertretern der Mitarbeiter Mitglieder aller an der Ar­
beits- und Dienstrechtlichen Kommission beteiligten Kirchen befin­
den.

8 18
Verfahren bei Nichteinigung und beim Ausscheiden einer 

beruflichen Vereinigung
(1) In allen Streitigkeiten über die Besetzung der Sitze der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission entscheidet der Vorsitzende der 
Schlichtungskommission (§ 28) nach Anhörung der Beteiligten in­
nerhalb von sechs Wochen.
(2) Scheidet eine berufliche Vereinigung aus, so gibt der Vorsitzen­
de der Schlichtungskommission Gelegenheit, innerhalb von vier 
Wochen die Entscheidung rückgängig zu machen. Verstreicht die 
Frist ergebnislos, so stehen die freigewordenen Sitze den verblei­
benden Vereinigungen nach dem Verhältnis ihrer Sitze zur Verfü­
gung.

§ 19
Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger

Die Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger werden auf 
Vorschlag der zuständigen obersten Behörden der beteiligten Kir­
chen vom Rat entsandt. Hierfür schlagen die zuständige oberste

Behörde der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers fünf, die der Ev.- 
luth. Landeskirche in Braunschweig und die der Ev.-Luth. Kirche in 
Oldenburg je zwei Vertreter vor.

§20
Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
beträgt fünf Jahre und beginnt jeweils am Tag nach dem Ende der 
vorhergehenden Amtszeit. Die Mitglieder bleiben bis zu Bildung der 
neuen Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission im Amt, läng­
stens jedoch bis zu einem Jahr nach Ablauf der Amtszeit.
(2) Die entsendenden Stellen können von ihnen entsandte Mitglieder 
und Stellvertreter jederzeit abberufen. Die Mitglieder und Stellver­
treter sind abzuberufen, wenn die in § 16 Abs. 2 Satz 1 vorgeschrie­
bene Voraussetzung nicht vorlag oder entfallen ist.
(3) Die erneute Entsendung bisheriger Mitglieder und Stellvertreter 
ist zulässig.
(4) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter aus, so wird von der 
Stelle, die das Mitglied oder den Stellvertreter entsandt hatte, für die 
restliche Amtszeit der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
ein neues Mitglied oder ein neuer Stellvertreter entsandt. Für ein 
ausgeschiedenes Mitglied tritt bis zur Neuentsendung eines Mit­
glieds der Stellvertreter stimmberechtigt ein.
(5) Einem im kirchlichen Dienst stehenden Mitglied darf während 
der Mitgliedschaft in der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommissi­
on von seinem Anstellungsträger nur wie einem Mitglied der Mitar­
beitervertretung gekündigt werden.

§21
Geschäftsführung der Arbeits- und Dienstrechtlichen 

Kommission
(1) Der Vorsitzende des Rates beruft die Arbeits- und Dienstrechtli­
che Kommission zu ihrer ersten Sitzung ein; ein Vertreter der Ge­
schäftsstelle der Konföderation leitet diese bis zur Wahl des Vorsit­
zenden.
(2) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission wählt je eines 
ihrer Mitglieder jeweils für die Dauer eines Jahres zum Vorsitzenden 
und zum stellvertretenden Vorsitzenden. Der Vorsitzende ist im 
jährlichen Wechsel aus der Gruppe der als Vertreter der Mitarbeiter 
entsandten Mitglieder einerseits und aus der Gruppe der als Vertre­
ter der Dienstherren und Anstellungsträger entsandten Mitglieder 
andererseits zu wählen. Der stellvertretende Vorsitzende ist jeweils 
aus der Gruppe zu wählen, aus der der Vorsitzende nicht zu wählen 
war.
(3) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission wird zu ihren Sit­
zungen von ihrem Vorsitzenden im Benehmen mit ihrem stellvertre­
tenden Vorsitzenden unter Mitteilung eines Vorschlags für die Ta­
gesordnung nach Bedarf einberufen. Sie muss einberufen werden, 
wenn es von mindestens fünf Mitgliedern unter Angabe der Bera­
tungsgegenstände beantragt wird. Erforderliche Unterlagen sollen 
möglichst mit der Einladung versandt werden.
(4) Jedes Mitglied der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
hat das Recht, Punkte für die Tagesordnung der Sitzungen vorzu­
schlagen.
(5) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission ist beschluss­
fähig, wenn mindestens zwölf Stimmberechtigte, darunter der Vor­
sitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. Be­
schlüsse werden mit der Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 
gesetzlichen Zahl der Stimmberechtigten gefasst.
(6) Der Wortlaut der Beschlüsse ist in eine Niederschrift aufzuneh­
men; sie ist von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer zu un­
terschreiben.
(7) Die Sitzungen der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
sind nicht öffentlich. Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommissi­
on kann zu ihren Sitzungen sachkundige Berater hinzuziehen.
(8) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission kann sich eine 
Geschäftsordnung geben.
(9) Die Mitglieder der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
erhalten Reisekostenvergütung nach den für die Ev.-luth. Landeskir­
che Hannovers geltenden Bestimmungen.
(10) Die Geschäftsstelle der Konföderation führt die Geschäfte der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission. Die Kosten der Ar­
beits- und Dienstrechtlichen Kommission einschließlich der Kosten, 
die durch Hinzuziehung von Beratern entstehen, trägt die Konföde­
ration.
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§22
Verfahren in besonderen Fällen

(1) Ist die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission nicht inner­
halb eines Jahres nach Abschluss der Amtszeit neu gebildet worden 
oder hat sie über vom Rat oder von einer der zuständigen obersten 
Behörden oder von einer der entsendenden Stellen als dringend be- 
zeichnete Vorlagen oder Einwendungen nicht innerhalb von drei 
Monaten entschieden, so entscheidet die Schlichtungskommission. 
Vorlagen und Einwendungen können auch nachträglich als dringend 
bezeichnet werden.
(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des § 29 Abs. 2 bis 6 
entsprechend.

2. Aufgaben der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission
§23

Mitwirkung bei der Vorbereitung von öffentlich-rechtlichen 
Regelungen

(1) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission wirkt bei der 
Vorbereitung von Regelungen der Konföderation und der beteiligten 
Kirchen mit, die die kirchengesetzlich geregelten öffentlich-rechtli­
chen Dienstverhältnisse betreffen.
(2) Hält der Rat oder die zuständige oberste Behörde einer der betei­
ligten Kirchen eine Regelung nach Absatz 1 für erforderlich, so wird 
dies der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission mitgeteilt und 
die beabsichtigte Regelung erörtert. Die Arbeits- und Dienstrechtli­
che Kommission kann ihrerseits Regelungen anregen; Satz 1 gilt 
entsprechend. Der Rat oder die zuständige oberste Behörde kann 
Mitglieder der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission, die ihr 
als Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger angehören, mit 
der Wahrnehmung der Erörterung beauftragen.
(3) Der Rat oder die zuständige oberste Behörde unterrichtet die Sy­
node der Konföderation oder das nach näherer Bestimmung der be­
teiligten Kirchen zuständige Rechtsetzungsorgan über das Ergebnis 
der Erörterung nach Absatz 2, soweit das Organ über das Rege­
lungsvorhaben zu entscheiden hat. Eine Stellungnahme der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission ist mitzuteilen.
(4) Bei Regelungen, die die Rechtsstellung der Pfarrerschaft betref­
fen, ist auch die Stellungnahme der Gesamtpfarrvertretung oder der 
Pfarrervertretung der jeweils beteiligten Kirche mitzuteilen.
(5) Grundsatzfragen des kirchlichen Dienstrechts sind zu erörtern, 
wenn dies als notwendig angesehen wird; Absatz 2 gilt entspre­
chend.

§24
Mitwirkung bei der Vorbereitung sonstiger Regelungen

Die Vorschriften des § 23 sind auf andere Regelungen, die die 
Dienstverhältnisse von kirchlichen Angestellten und Arbeitern be­
treffen und nicht Gegenstand der Dienstvertragsordnung sind, ent­
sprechend anzuwenden.

§25
Ausschuss der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission

(1) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission kann durch ein­
stimmig gefassten Beschluss einen Ausschuss einsetzen, der anstel­
le der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission abschließend die 
Aufgaben gemäß §§23 und 24 wahrnimmt. Dem Ausschuss gehört 
jeweils die gleiche Anzahl von Vertretern der Dienstherren und An­
stellungsträger sowie von Vertretern der beruflichen Vereinigungen 
der Mitarbeiter an, höchstens jedoch acht Mitglieder. Diese müssen 
zugleich Mitglieder der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
sein.
(2) Die Amtszeit des Ausschusses endet mit der Amtszeit der Ar­
beits- und Dienstrechtlichen Kommission; diese kann den Aus­
schuss durch Beschluss auch vor dem Ende der Amtszeit auflösen.
(3) Für den Ausschuss der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommis­
sion gelten im übrigen die Vorschriften über die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission entsprechend.

§26
Zustandekommen der Dienstvertragsordnung

(1) Die Dienstvertragsordnung enthält die erforderlichen allgemei­
nen Bestimmungen über den Abschluss von Dienstverträgen zwi­
schen den Anstellungsträgern und ihren nicht in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis beschäftigten Mitarbeitern.

(2) Die Dienstvertragsordnung wird unbeschadet der Vorschriften 
des § 29 von der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission be­
schlossen und geändert.
(3) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission wird auf Grund 
von Vorlagen einer der in ihr vertretenen beruflichen Vereinigungen 
der Mitarbeiter, des Rates, der zuständigen obersten Behörde einer 
der beteiligten Kirchen oder auf Grund eigenen Beschlusses tätig.
(4) Ein Beschluss über die Dienstvertragsordnung, über ihre Ände­
rung und über das Unterlassen einer Änderung wird den in der Ar­
beits- und Dienstrechtlichen Kommission vertretenen beruflichen 
Vereinigungen der Mitarbeiter, dem Rat und den zuständigen ober­
sten Behörden der beteiligten Kirchen zugeleitet. Erhebt keine die­
ser Stellen innerhalb eines Monats bei der Arbeits- und Dienstrecht­
lichen Kommission Einwendungen gegen den Beschluss, so veran­
lasst die Geschäftsstelle der Konföderation die Bekanntmachung in 
den amtlichen Verkündungsblättern der beteiligten Kirchen.
(5) Werden innerhalb der Frist nach Absatz 4 Satz 2 Einwendungen 
erhoben, so verhandelt und beschließt die Arbeits- und Dienstrecht­
liche Kommission spätestens nach drei Monaten erneut und teilt die­
sen Beschluss den in Absatz 4 Satz 1 genannten Stellen mit. Absatz 
4 Satz 2 gilt entsprechend. Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kom­
mission kann die Dreimonatsfrist nach Satz 1 durch Beschluss ver­
längern.
(6) Werden auch gegen den nach Absatz 5 gefassten Beschluss frist­
gemäß Einwendungen von einer der in Absatz 4 Satz 1 genannten 
Stellen erhoben, so wird unverzüglich das Schlichtungsverfahren 
nach den Vorschriften des § 29 eingeleitet.

§27
Anwendung von im Land Niedersachsen geltenden 

Bestimmungen
(1) Sofern in der Dienstvertragsordnung festgelegt ist, dass für den 
öffentlichen Dienst im Land Niedersachsen geltende Bestimmungen 
in ihrer jeweiligen Fassung entsprechend anzuwenden sind, werden 
Änderungen solcher im Land Niedersachsen geltender Bestimmun­
gen für die Konföderation und für die beteiligten Kirchen wirksam, 
wenn keine Verhandlung nach Absatz 2 beantragt wird.
(2) Der Rat, jede der zuständigen obersten Behörden der beteiligten 
Kirchen, jede der in der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
vertretenen beruflichen Vereinigungen der Mitarbeiter und jedes 
Mitglied der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission können in­
nerhalb eines Monats nach amtlicher Bekanntmachung der Ände­
rung, in Ermangelung einer amtlichen Bekanntmachung innerhalb 
eines Monats nach der üblichen Bekanntmachung, bei der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission eine Verhandlung darüber bean­
tragen, ob die Änderung in der Konföderation und in den beteiligten 
Kirchen wirksam werden soll.
(3) Wird eine Verhandlung nach Absatz 2 beantragt, so veranlasst 
die Geschäftsstelle der Konföderation die beteiligten Kirchen unver­
züglich, in ihren amtlichen Verkündungsblättern bekanntzugeben, 
dass die Änderung zunächst nicht in Kraft tritt.
(4) Wird eine Verhandlung nach Absatz 2 beantragt, so gelten für 
das weitere Verfahren die Vorschriften über die Änderung der 
Dienstvertragsordnung entsprechend.

3. Schlichtungskommission 
§28

Berufung, Amtszeit und rechtliche Stellung der Mitglieder
(1) Der Rat beruft auf Vorschlag der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission einen Vorsitzenden, der die Befähigung zum Richter­
amt oder zum höheren Verwaltungsdienst hat. Auf Vorschlag der 
Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger einerseits sowie 
der Vertreter der beruflichen Vereinigungen der Mitarbeiter in der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission andererseits beruft der 
Ratje vier Beisitzer. Von ihnen sollen je zwei aus der Ev.-Iuth. Lan­
deskirche Hannovers, je einer aus der Ev.-Iuth. Landeskirche in 
Braunschweig und je einer aus der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
kommen.
(2) In gleicher Weise wird für den Vorsitzenden und für jedes Mit­
glied ein Stellvertreter berufen, der jeweils dieselben Voraussetzun­
gen erfüllen muss.
(3) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter müssen zu kirchlichen Äm­
tern in einer der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land wählbar sein. Berufen werden können nur Personen, die nicht 
Mitglied oder Stellvertreter in der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission sind. Die Mitglieder nach Absatz 1 können nur berufen
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werden, wenn sie nicht einem Rechtsprechungs- oder Schiedsorgan 
der Konföderation oder einer der beteiligten Kirchen angehören.
(4) Die Amtszeit der Schlichtungskommission beträgt fünf Jahre 
und beginnt jeweils ein Jahr nach dem Beginn der Amtszeit der Ar- 
beits- und Dienstrechtlichen Kommission.
(5) Kommt die Bildung einer neuen Schlichtungskommission nicht 
rechtzeitig zustande, so bleiben die bisherigen Mitglieder bis zur 
Neubildung, längstens jedoch bis zu einem Jahr nach Ablauf ihrer 
Amtszeit, im Amt. Bei fruchtlosem Ablauf auch dieser Frist beruft 
der Präsident des Rechtshofs Mitglieder und Stellvertreter.
(6) Ein Mitglied der Schlichtungskommission scheidet aus der 
Schlichtungskommission aus, wenn eine der Voraussetzungen für 
die Berufung nach Absatz 3 entfallen ist. Scheidet ein Mitglied vor 
Ablauf der Amtszeit aus, so tritt sein Stellvertreter als Mitglied ein; 
ein neuer Stellvertreter ist für den Rest der Amtszeit nachzuberufen.
(7) Die Mitglieder der Schlichtungskommission üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus. Sie erhalten Reisekostenersatz nach den für die 
Ev.-luth. Landeskirche Hannovers geltenden Bestimmungen. Sie er­
halten eine Aufwandsentschädigung, die der Rat allgemein regelt.
(8) Die Kosten der Schlichtungskommission trägt die Konföderati­
on.

§29
Verfahren

(1) Im Fall des § 26 Abs. 6 werden der Beschluss und die Einwen­
dungen von der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission der 
Schlichtungskommission zur Entscheidung vorgelegt.
(2) Die Schlichtungskommission tritt unverzüglich nach Einleitung 
des Schlichtungsverfahrens zusammen. Sie gibt den nach § 26 Abs. 
4 Satz 1 zu Einwendungen berechtigten Stellen Gelegenheit zur Stel­
lungnahme, erörtert auf deren Wunsch die Einwendungen mit ihnen 
und berät und entscheidet in nichtöffentlicher Sitzung. Die Schlich­
tungskommission ist beschlussfähig, wenn mindestens sieben 
Stimmberechtigte und der Vorsitzende oder sein Stellvertreter an­
wesend sind. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder der Schlichtungskommission gefasst; Stimm­
enthaltung ist unzulässig. In den Beschlüssen ist der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Regelungen zu bestimmen.
(3) Der Wortlaut der Beschlüsse der Schlichtungskommission ist in 
eine Niederschrift aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden zu un­
terschreiben ist.
(4) Wenn der Vorsitzende oder mindestens drei Stimmberechtigte es 
beantragen, ist die Beratung zu vertagen und frühestens nach sechs 
Wochen fortzusetzen. Die Entscheidung soll innerhalb von drei Mo­
naten getroffen werden.
(5) Die Niederschrift mit den Beschlüssen der Schlichtungskommis­
sion ist den nach § 26 Abs. 4 Satz 1 zu Einwendungen berechtigten 
Stellen unverzüglich zuzustellen. Innerhalb von vier Wochen kön­
nen diese die Annahme oder die Ablehnung eines Beschlusses der 
Schlichtungskommission bekannt geben. Eine Ablehnung ist zu be­
gründen; eine Nichtäußerung innerhalb der Frist gilt als Annahme 
des Beschlusses der Schlichtungskommission. Lehnt eine der Stel­
len den Beschluss der Schlichtungskommission ab, so entscheidet 
die Schlichtungskommission erneut innerhalb eines Monats. Diese 
Entscheidung ist verbindlich.
(6) Die Geschäftsstelle der Konföderation veranlasst die Bekannt­
machung der Regelung, die sich aus dem Beschluss der Schlich­
tungskommission ergibt, in den amtlichen Verkündungsblättern der 
Kirchen.

V. Abschnitt -  Übergangs- und Schlussvorschriften 

§30
Ausführende Bestimmungen

(1) Die nach § 3 Abs. 4, § 6 Abs. 1 und § 11 Abs. 1 erforderlichen 
Bestimmungen werden in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 
durch Rechtsverordnung und in der Ev.-luth. Landeskirche in 
Braunschweig sowie in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg durch 
Kirchengesetz erlassen.
(2) Unberührt bleibt das Recht der beteiligten Kirchen, Vorschriften 
über das Amt der Verkündigung zu erlassen, auch wenn es von nicht 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis beschäftigten Mit­
arbeitern wahrgenommen wird.

§31
Zuständigkeiten in den beteiligten Kirchen

Zuständige oberste Behörden im Sinne dieses Kirchengesetzes sind
1. in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers das Landeskirchenamt,
2. in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig

a) in den Fällen des §§ 19, 22 Abs. 1, 26 Abs. 3 und 4 sowie 27 
Abs. 2 die Kirchenregierung,

b) in den übrigen Fällen das Landeskirchenamt,
3. in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg der Oberkirchenrat.

§32
Erstmalige Bildung der Kommissionen

(1) Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission nach diesem Kir­
chengesetz ist spätestens vier Monate nach dem Zeitpunkt, zu dem 
dieses Kirchengesetz in Kraft getreten ist, zu bilden.
(2) Die Schlichtungskommission ist erstmals alsbald nach dem Be­
ginn der Amtszeit der nach Absatz 1 gebildeten Arbeits- und Dienst­
rechtlichen Kommission zu bilden; die Amtszeit der Schlichtungs­
kommission verlängert sich über die Frist nach § 28 Abs. 4 hinaus 
um die Zeit, um die die Schlichtungskommission früher als ein Jahr 
nach dem Beginn der Amtszeit der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission gebildet worden ist.

§33
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt in der Ev.-luth. Landeskirche Hanno­
vers, in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig, in der Ev.- 
Luth. Kirche in Oldenburg und für die Konföderation gemäß § 19 
Abs. 2 Satz 1 des Vertrages über die Bildung einer Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen am 1. Juli 2000 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz der Konföderation evangeli­
scher Kirchen in Niedersachsen über die Rechtsstellung der Mitar­
beiter (Gemeinsames Mitarbeitergesetz -  MG) vom 14. März 1978 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 33), zuletzt geändert durch das Kir­
chengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach­
sen zur Änderung des Gemeinsamen Mitarbeitergesetzes vom 10. 
November 1993 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 170), außer Kraft.

Anlage (zu § 4 Abs. 2)
Kirchen im Sinne des § 4 Abs. 2 sind:

1. Römisch-katholische Kirche
2. Griechisch-orthodoxe Metropolie von Deutschland
3. Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland
4. Evangelisch-methodistische Kirche
5. Katholisches Bistum der Altkatholiken in Deutschland
6. Vereinigung der deutschen Mennonitengemeinden
7. Europäisch-Festländische Brüder-Unität (Herrnhuter Brüderge­

meinde)
8. Die Heilsarmee in Deutschland
9. Evangelisch-altreformierte Kirche in Niedersachsen

10. Syrisch-orthodoxe Kirche von Antiochien in Deutschland
11. Russisch-orthodoxe Kirche von Berlin und Deutschland (Mos­

kauer Patriarchat)
12. Anglikanische Kirche
Unter Bezugnahme auf den Beschluss der 7. Synode der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 11. März 2000 
ausgefertigt.

Hannover, den 11. März 2000

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen

K r a u s e
Vorsitzender
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Nr. 158

Bekanntmachung des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 

Mitarbeitervertretungsgesetzes 
vom 11. März 2000

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat das Kirchengesetz der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 11. März 2000 (Kirchl. Amts­
blatt Hannover Nr. 4/2000, S. 100) bekannt.

Oldenburg, den 19. Juni 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
S c h r a d e r  

Oberkirchenrat

Kirchengesetz der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 

Mitarbeitervertretungsgesetzes 
vom 11. März 2000

Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes 

Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen über Mitarbeitervertretungen (Mitarbeitervertretungsge­
setz -  MVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. März 1996 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 87), zuletzt geändert durch die Ver­
ordnung mit Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangeli­
scher Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Mitarbeiterver­
tretungsgesetzes vom 11. Dezember 1998 (Kirchl. Amtsbl. Hanno­
ver S.194), wird wie folgt geändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:
„(3) Die obersten Dienstbehörden können Einheiten, die nicht 
die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 erfüllen, zu Dienst­
stellen erklären, wenn die Mehrheit der Mitarbeiter der jewei­
ligen Einheit in geheimer Abstimmung zustimmt und das Ein­
vernehmen mit der betroffenen Dienststellenleitung und dem 
jeweiligen Gesamtausschuss der Mitarbeitervertretungen her­
gestellt wurde.“

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5.
2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Hannovers“ die 
Worte „und in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg“ eingefügt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 5a eingefügt:
„(5a) Abweichend von § 5 Abs. 5 werden im Bereich des 
Stadtkirchenverbandes Hannover gemeinsame Mitarbeiter­
vertretungen jeweils für die Kirchengemeinden eines Amts­
bereiches (§12 des Kirchengesetzes über den Stadtkirchen­
verband Hannover) sowie eine Mitarbeitervertretung für die 
bei dem Stadtkirchenverband beschäftigten Mitarbeiter gebil­
det. § 6 Abs. 1 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden.“

3. In § 11 Abs. 2 wird in Nummer 2 das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt. Die Worte „und die Dezernenten und Pfarrer im 
Ev.-ref. Synodalrat“ werden gestrichen. In Nummer 4 wird Satz 
2 gestrichen.

4. In § 31 Abs. 4 wird der letzte Satz gestrichen.
5. In § 40 Nr. 2 werden nach dem Wort „Arbeitssicherheit“ die 

Worte „und von Sicherheitsbeauftragten“ eingefügt.
6. In § 54 werden die Worte „§ 37 Abs. 1 des Zivildienstgesetzes“ 

durch die Worte „staatlichem Recht“ ersetzt.
7. § 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird -  unter Beibehaltung der Absatzbezeichung -  
gestrichen.

b) Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt neu gefaßt:
„Solange eine neue Kammer nicht gebildet worden ist und die 
Geschäfte der bisherigen auch nicht auf eine andere Kammer 
übertragen worden sind, bleibt die bisherige Kammer im 
Amt.“

8. § 63 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 werden in Satz 2 das Komma und die Worte 

„nichtöffentlichen“ gestrichen und folgender neuer Satz 3 ein­
gefügt:
„Die Kammer tagt öffentlich, sofern nicht die Kammer aus 
besonderen Gründen die Öffentlichkeit ausschließt.“

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 und 5.
c) In Absatz 7 Sätze 1 und 3 wird jeweils das Wort „Bescheid“ 

durch das Wort „Beschluss“ ersetzt. In Satz 4 wird das Wort 
„Bescheides“ durch das Wort „Beschlusses“ ersetzt.

9. § 65 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird durch das Wort „Beschwerde“ ersetzt.
b) In Absatz 1 werden die Worte „Der kirchliche Verwaltungs­

rechtsweg“ durch die Worte „Die Beschwerde“ ersetzt.
c) In Absatz 2 werden die Worte „einem Monat“ durch die 

Worte „eines Monats“ ersetzt.
d) In Absatz 3 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:

„Für die Kosten des Verfahrens gilt § 63 Abs. 8 entsprechend. 
Die Höhe der Kosten bemisst sich nach dem zwischen der 
Konföderation und der Evangelischen Kirche in Deutschland 
geschlossenen Vertrag vom 28. 10./16. 11. 1997.“

§2
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, 
in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig, in der Ev.-Luth. Kir­
che in Oldenburg und für die Konföderation gemäß § 19 Abs. 2 Satz 
1 des Vertrages über die Bildung einer Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen am 1. Juli 2000 in Kraft.
Unter Bezugnahme auf den Beschluss der 7. Synode der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 11. März 2000 aus 
gefertigt.

Hannover, den 11. März 2000
Der Rat der Konföderation 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen
K r a u s e

Vorsitzender

Nr. 159

Bekanntmachung der Bestätigung 
einer Verordnung mit Gesetzeskraft zur Änderung der 

Gemeinsamen Kirchensteuerordnung 
vom 3. April 2000

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Bestätigung einer Verord­
nung mit Gesetzeskraft zur Änderung der Gemeinsamen Kirchen­
steuerordnung vom 3. April 2000 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 
4/2000, S. 101) bekannt.

Oldenburg, den 19. Juni 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
S c h r a d e r  

Oberkirchenrat

Bestätigung einer Verordnung mit Gesetzeskraft
Hannover, den 3. April 2000
Im Kirchlichen Amtsblatt Hannover 1999 S. 210 ist die Verordnung 
mit Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen vom 6. Oktober 1999, durch die die Gemein­
same Kirchensteuerordnung geändert worden ist, verkündet worden. 
Diese Verordnung mit Gesetzeskraft ist von der 7. Synode der Kon­
föderation in der V. Tagung am 11. März 2000 gemäß § 20 des Kon­
föderationsvertrages (Kirchl. Amtsbl. Hannover 1979 S. 75) be­
stätigt worden.

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
-  Geschäftsstelle -  

B e h r e n s
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II. Beschlüsse der Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

III. Verfügungen

Nr. 160

Richtlinien für die Zahlung von Honoraren
ln Abstimmung mit den anderen Kirchen der Konföderation gelten
für die Zahlung von Honoraren für Vorträge ab sofort folgende
Richtlinien:
1. Die Zahlung von Honoraren ist nur im Rahmen der hierfür im 

Haushaltsplan zur Verfügung stehenden Mittel unter Berücksich­
tigung der Leistungen Dritter zulässig.

2. Neben dem Honorar darf außer der nach den reisekostenrechtli­
chen Bestimmungen zustehenden Reisekostenvergütung keine 
weitere Entschädigung gezahlt werden.

3. Bei den nachstehend auf geführten Honorarsätzen handelt es sich 
um Höchstsätze, die in der Regel nicht überschritten werden dür­
fen. Sollte in Ausnahmefällen eine Überschreitung notwendig

sein, so ist vorher die Zustimmung des Oberkirchenrates einzu­
holen.
Hinsichtlich der Höhe der Honorare im Rahmen der Aus-, Fort- 
und Weiterbildung gelten die in der ANLAGE aufgeführten Re­
gelungen.
Für Vorträge bei sonstigen kirchlichen Veranstaltungen werden 
folgende Honorare festgesetzt:
a) Mitarbeiter im Dienst einer Kirche der Konföderation, sofern 

die Leistung den dienstlichen Tätigkeitsbereich betrifft: keine 
Entschädigung.

b) Mitarbeiter im Dienst einer Kirche der Konföderation, sofern 
die Leistung nicht in den dienstlichen Tätigkeitsbereich fällt: 
bis zu DM 100,00.

c) Referenten, die nicht im Dienst einer Kirche der Konföderati­
on stehen: bis zu DM 250,00.

6. Die bisher geltenden Richtlinien (GVBl. XXL Band, Seite 186 f.) 
treten außer Kraft.

Oldenburg, den 16. März 2000

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

P r o f .  Dr .  P o h l m a n n  
Oberkirchenrat

ANLAGE zu Richtlinien für die Zahlung von Honoraren

für einen für ein für eine für die Leitung eines Seminars
Vortrag Kurzreferat Arbeitseinheit oder einer Gruppenarbeit

(auch mit (auch mit (1/2 Kurs-
Aussprache) Aussprache), Doppelstunde

Diskussions- bzw. 45
leitung, Fach­
beratung bei 

einer Tagung, 
einem Lehr­

gang und einer

Minuten)

für den ersten für jeden
Podiums­
diskussion

Tag weiteren Tag

DM DM DM DM DM
1 2 3 4 5

1. Mitarbeiter im Dienst einer Kirche der Konföderation 
a) sofern die Leistung zu den Dienstobliegenheiten gehört

oder den dienstlichen Tätigkeitsbereich betrifft keine keine keine keine keine
b) sofern die Leistung nicht den dienstlichen Tätigkeits- bis zu bis zu bis zu bis zu bis zu

bereich betrifft DM 150.00 DM 75,00 DM 25,00 DM 150,00 DM 125,00

2. Referenten, die nicht im Dienst einer Kirche der
Konföderation stehen bis zu bis zu bis zu bis zu bis zu
a) im Regelfall DM 300,00 DM 150,00 DM 50,00 DM 300,00 DM 250.00
b) wenn es sich um Fachkräfte mit besonderer bis zu bis zu bis zu bis zu bis zu

Qualifikation handelt DM 500,00 DM 250,00 DM 70,00 DM 500,00 DM 400,00

IV. Mitteilungen 

Nr. 161

Einberufung zur 9. Tagung der 45. Synode
Die 45. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zu einer Tagung auf

Donnerstag, den 18. Mai 2000,
einberufen.
Die Tagung der Synode wird um 9.00 Uhr in der St.-Ulrichs-Kirche 
in Rastede mit einem Abendmahlsgottesdienst, der von Frau Pfarre­
rin Sabine Spieker-Lauhöfer gehalten wird, eröffnet.

Die Verhandlungen der Synode beginnen gegen 10.30 Uhr in der 
Heimvolkshochschule Rastede-Hankhausen und werden voraus­
sichtlich am Samstag, dem 20. Mai 2000, mittags beendet sein.

Am Sonntag, dem 14. Mai 2000, ist gemäß Artikel 82 der Kirchen­
ordnung in allen Gottesdiensten der Synode fürbittend zu gedenken.

Anträge und Eingaben an die Synode sind bis zum 4. Mai 2000 über 
den Oberkirchenrat einzureichen.

Oldenburg, den 3. April 2000

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Kr ug
Bischof
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Nr. 162

Bekanntmachung der Veränderung der 45. Synode 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg und der Wahlen

Die 45. Synode hat in ihrer Sitzung am 19. Mai 2000 folgende Nach­
wahlen durchgeführt:
Herrn Heinz Heinsen, Sandhopskämpe 3 in 26197 Großenkneten als 
nichttheologisches Mitglied, Frau Sabine Blütchen, Sperberweg 43 
in 26133 Oldenburg als 1. Stellvertreterin und Frau Doris Steinhau­
er, Wittsfeld 34 A in 26127 Oldenburg als 2. Stellvertreterin der 
nichttheologischen Mitglieder in die 9. Synode der EKD,
Frau Rosemarie Boekhoff, Nutzhorner Landstraße 48 in 27777 
Ganderkesee als weltliches Mitglied und Frau Annemarie Cornelius, 
Seeverns, 26969 Butjadingen, als Stellvertreterin der weltlichen 
Mitglieder in die 7. Synode der Konföderation,
Frau Doris Schallehn, Waldblick 10 in 26188 Friedrichsfehn als 1. 
Stellvertreterin und Frau Karola Schmidt, Memeler Straße 10 in 
26160 Bad Zwischenahn als 2. Stellvertreterin in den Synodalaus­
schuss und
Herrn Gerhard Hagemeister, Pommersche Straße 12 in 26382 Wil­
helmshaven in den Auschuss für Gemeindedienst und Seelsorge.

Oldenburg, den 19. Juni 2000
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
S c h r a d e r  

Oberkirchenrat

V. Personalnachrichten

1. Theologische Prüfung
14.02.1999 Tanja Erhardt
15.02.2000 Heide Simone Kamplade 

Friedrich Ley
Edgar Rebbe

16.05.2000 Edzard Albers 
Peter Galinowski 
Michael Galle 
Uwe Hielscher 
Birte Schwarz

17.05.2000 Bärbel Bleckwehl 
Dörte Kramer 
Katrin Nielsen 
Friederike Seeber 
Stefan Tütken

Berufen zur Pfarrerin auf Probe/zum Pfarrer auf Probe
01.05.2000 Volker Wittkowski

Bewerbungsfähigkeit zuerkannt
01.06.2000 Pastor Dr. Uwe Grabe

Eingewiesen/Beauftragt/Angestellt
01.05.2000 Pfarrerin Ulrike Hoffmann mit der Verwaltung der 

Pfarrstelle Ohmstede III im eingeschränkten Dienst­
verhältnis (50 %)
Pfarrerin Martina Wittkowski mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Nordenham III im eingeschränkten Dienst­
verhältnis (50 %)
Pastor Volker Wittkowski mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Nordenham III im eingeschränkten Dienst­
verhältnis (50 %)

01.06.2000 Pfarrer Ullrich Ostermann mit der Verwaltung der 
landeskirchlichen Pfarrstelle für Krankenhausseelsor­
ge an der Ammerland-Klinik Westerstede im einge­
schränkten Dienstverhältnis (75 %)

In den Ruhestand getreten
01.06.2000 Pastor Ehnt Hinrichs, Neuenburg 

Pfarrer Gerhard Kämper, Bloherfelde
01.07.2000 Pfarrer Rolf Amling, Delmenhorst 

Pfarrer Ralf Behrens, Edewecht 
Pfarrer Baldur Knall, Blexen
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